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Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Solarpark 
an der BAB 20, Parkplatz Vier Tore Stadt" der Gemeinde Neverin 
 
hier:  Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neverin hat die Aufstellung der Satzung über den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Solarpark an der BAB 20, Parkplatz Vier Tore Stadt" 
der Gemeinde Neverin beschlossen. 
 
Die Gemeinde Neverin führt hierzu als ersten Verfahrensschritt die Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durch.  
Diese frühzeitige Behördenbeteiligung dient vorrangig der Festlegung von Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung (sog. Scoping). Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sollen die Gemeinde hierbei beraten.  
 
Zur Aufstellung der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Solarpark 
an der BAB 20, Parkplatz Vier Tore Stadt" der Gemeinde Neverin wurde dem Landkreis Meck-
lenburgische Seenplatte der Vorentwurf mit Begründung (Stand: Februar 2022) zugesandt und 
um entsprechende Rückäußerung gebeten. 
 
Zu dem mir vorliegenden Entwurf der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 10 "Solarpark an der BAB 20, Parkplatz Vier Tore Stadt" der Gemeinde Neverin, bestehend 
aus Teil A – Planzeichnung, Teil B – Text und der Begründung nehme ich als Träger öffentlicher 
Belange wie folgt Stellung: 
 
 
I. Allgemeines/ Grundsätzliches 
 
1. Nordöstlich von Glocksin ist in Richtung Norden beidseitig entlang der Autobahn sowie 
nördlich der Bahnstrecke Neubrandenburg – Friedland die Errichtung einer Photovoltaik-
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Freiflächenanlage (PVF) beabsichtigt. Der nächstmöglicher Einspeisepunkt befindet sich laut 
Aussagne in der Begründung in 6,5km Entfernung. Die Zulässigkeit dieser Nutzung soll befristet 
bis 31. Dezember 2052 sein; eine konkrete Festsetzung wird hierzu getroffen. Danach sollen 
die Flächen wieder der ackerbaulichen Nutzung zugeführt werden. 
 
Mit der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Solarpark an der BAB 
20, Parkplatz Vier Tore Stadt" der Gemeinde Neverin solle hierfür planungsrechtliche Voraus-
setzungen geschaffen werden. 
 
 
 
2. Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (Anpassungspflicht nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB). 
 
Eine landesplanerische Stellungnahme vom 04. April 2022 liegt mir vor. Danach ist der o. g. 
bebauungsplan mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung ver-
einbar. 
 
 
 
3. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln (Entwicklungsgebot). Von dem Grundsatz des Entwicklungsgebotes kann bei Vorlie-
gen bestimmter Voraussetzungen gegebenenfalls abgewichen werden (§ 8 Abs. 2 – 4 BauGB). 
 
In dem mit Ablauf des 05. September 2005 rechtswirksamen Flächennutzungsplanes des Pla-
nungsverbandes Mecklenburg Strelitz-Ost, dem die Gemeinde Neberin angehörte, werden für 
die Flächen des o. g. Plangebietes Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. 
Somit wird der o. g. Bebauungsplan dem Entwicklungsgebot des § 8 BauGB nicht gerecht. 
 
Um diesem Entwicklungsgebot gerecht zu werden, führt die Gemeinde Neverin gleichzeitig zur 
Aufstellung dieses Bebauungsplans die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes durch. Sie 
nutzt damit die Möglichkeit des Parallelverfahrens nach § 8 Abs. 3 BauGB.  
 
Darauf hinweisen möchte ich, dass das Parallelverfahren eine verfahrensrechtliche Besonder-
heit des Entwicklungsgebotes ist. Soll von der Möglichkeit des § 8 Abs. 3 Satz 2 BauGB Ge-
brauch gemacht werden, muss dabei mit hinreichender Sicherheit feststehen, dass der Bebau-
ungsplan aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwickelt sein wird. Im 
Ergebnis muss das Entwicklungsgebot eingehalten werden. 
 
Auf die Genehmigungspflicht des Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 2 BauGB durch die 
höhere Verwaltungsbehörde – hier: Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – vor 
Rechtskraft der Flächennutzungsplanänderung in dieser Verfahrenskonstellation weise 
ich vorsorglich hin. 
 
 
 
4. Nach § 12 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen. 
Regelmäßig enthält ein vorhabenbezogener Bebauungsplan danach drei bekannte Elemente: 
*den Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers, 
*den Durchführungsvertrag und  
*als Satzung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 
 
Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist gemäß § 12 BauGB somit an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden: 
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- Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung der Vorhaben- und Erschließungs-
maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- und Er-
schließungskosten im Durchführungsvertrag verpflichten. 

 
- Der Vorhabenträger muss zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließung be-

reit und in der Lage sein.  
Hieraus folgt die Nachweispflicht der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 
des Trägers zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses. Ein bloßes Glaubhaftmachen der 
Leistungsfähigkeit des Trägers reicht nicht aus.  
Die finanzielle Bonität des Vorhabenträgers kann z. B. durch eine Kreditzusage geeigne-
ter Banken oder durch Bürgschaftserklärungen nachgewiesen werden. 

 
- In der Regel muss der Vorhabenträger Eigentümer der Flächen sein, auf die sich der 

Plan erstreckt. 
 

Ist der Vorhabenträger nicht Eigentümer, so ist ggf. eine qualifizierte Anwartschaft auf 
den Eigentumserwerb oder eine anderweitige privatrechtliche Verfügungsberechtigung 
nachzuweisen. (Dies gilt auch für Flächen für externe Ausgleichsmaßnahmen!) 
Dieser Nachweis muss spätestens zum Satzungsbeschluss vorliegen. 

 
- Der Durchführungsvertrag ist vor dem Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan zwischen dem Vorhabenträger und der 
Gemeinde zu schließen. (Hierzu bedarf es eines nach Kommunalrecht notwendigen 
Gemeinderatsbeschlusses.) 
 
Erfolgt dies nicht, fehlen der Gemeinde die Voraussetzungen zum Beschluss über die 
Satzung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Ein Rechtsanspruch darauf besteht 
grundsätzlich nicht. 

 
Die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan muss auch auf den Durchführungs-
vertrag eingehen. Sie muss neben dem Erfordernis der Durchführung der Baumaßnahme und 
der Erschließung auch auf die Verpflichtung des Vorhabenträgers eingehen. Weiterhin muss 
alles, was mit dem Durchführungsvertrag in Zusammenhang steht, in die Begründung einge-
hen, soweit es für die planerische Abwägung von Bedeutung ist.  
 
Insoweit ist die Darstellung derjenigen Inhalte des Durchführungsvertrages notwendiger Be-
standteil der Begründung, die für die Beurteilung der Ziele nach § 12 Abs. 1 BauGB relevant 
sind. 
 
 
 
5. In diesem Zusammenhang weise ich auf die Besonderheit des § 12 Abs. 3a BauGB hin.  
Den Gemeinden wird hiermit nämlich die Möglichkeit eröffnet, in einem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan nicht nur ein konkretes Vorhaben zuzulassen, sondern darüber hinaus die zu-
lässigen Nutzungen allgemein zu beschreiben und sich nur im Durchführungsvertrag auf ein 
konkretes Vorhaben festzulegen. 
 
Insoweit werden im o. g. Bebauungsplan Baugebiete nach BauNVO festgesetzt. Die Art der 
baulichen Nutzung wird in einem gewissen Rahmen allgemein festgesetzt.  
Im Durchführungsvertrag ist dann das Vorhaben aber so konkret zu beschreiben, dass hinrei-
chend deutlich wird, zu welchem Vorhaben sich der Vorhabenträger verpflichtet.  
Hierunter fallen die Regelungen zu den einzelnen zu errichtenden Anlagen, die für den Betrieb 
der PVF-Anlage notwendig sind, die zu realisierenden Ausgleichsmaßnahmen, usw. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird in der Festsetzung Nr. 2.1 unter entsprechender 
Anwendung des § 9 Abs. 2 i. V. m. § 12 Abs. 3a BauGB ausdrücklich festzusetzen, dass `im 
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Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren 
Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet `.  
Zu einem späteren Zeitpunkt kann bei einem entsprechenden Bedarf durch eine im Vergleich 
zu einer Planänderung verhältnismäßig einfachen Änderung des Durchführungsvertrages die 
Zulässigkeit des Vorhabens modifiziert werden.  
Dies bringt dann Vorteile, wenn sich im Genehmigungsverfahren oder während der Nutzung 
des Vorhabens herausstellt, dass sich die ursprünglich als zutreffend erachteten Bedürfnisse 
geändert haben. 
 
Insofern sind die vorgenannten Hinweise zu § 12 Abs. 3a BauGB im weiteren Verfahren zu be-
achten. 
 
 
 
II. Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 
Nach § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB legt die Gemeinde für jeden Bauleitplan fest, in welchem Um-
fang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Umweltschutzbelange für die Umweltprüfung 
erforderlich ist (sog. Scoping). Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sollen die Gemeinde hierbei beraten. 
 
Durch den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ergeht im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB folgende Stellung-
nahme im Sinne des § 4 Abs. 1 BauGB. 
 
 
1. Aus naturschutzrechtlicher und –fachlicher Sicht ergeht zu vorliegendem Vorentwurf des 
o. g. Bebauungsplanes folgende Stellungnahme. 
 
Eingriffsregelung 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Solarpark an der BAB 20, 
Parkplatz Vier Tore Stadt" der Gemeinde Neverin werden gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG Ein-
griffe in Natur und Landschaft vorbereitet. Entsprechend § 15 BNatSchG ist der Verursacher 
eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen 
(Ersatzmaßnahmen). 
 
Der eingereichten Eingriffs- und Ausgleichbilanzierung vom Februar 2022 wird aus naturschutz-
rechtlicher sowie -fachlicher Sicht zugestimmt. Der ermittelte multifunktionale Kompensations-
bedarf beträgt 218.315 m² Eingriffsflächenäquivalente.  
 
Der ermittelte Eingriff soll durch nachfolgende Maßnahmen ausgeglichen werden: 
 

1. Umwandlung von Acker in Brachfläche mit Nutzungsoption als Mähwiese (gemäß der 
Maßnahme 2.33 der HzE) - 19.604 m² Kompensationsflächenäquivalente, 

2. Anpflanzen einer Feldhecke (gemäß der Maßnahme 2.21 der HzE) – 8.258 m² Kompen-
sationsflächenäquivalente, 

3. Zur anteiligen sowie restlichen Kompensation ist die Inanspruchnahme von 190.453 m² 
Kompensationsflächenäquivalenten (Kfä) aus einem Ökokonto beabsichtigt.  

 
Im weiteren Planverfahren ist das für die Nutzung der Ökopunkte vorgesehene Ökokonto ge-
nau zu benennen und der unteren Naturschutzbehörde eine verbindliche Reservierungsbe-
stätigung einzureichen. Es wird empfohlen, die Auswahl in Abstimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde vorzunehmen. Es kommen ausschließlich Ökokonten innerhalb der Land-
schaftszone 03 – Rückland der Mecklenburgischen Seenplatte – in Frage. Die verbindliche 
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Reservierungsbestätigung über die erforderlichen 190.453 Kfä ist durch den Ökokontoinhaber 
auszustellen.  
Die Inanspruchnahme (Abbuchung) der Ökopunkte hat im weiteren Verfahren unverzüglich 
nach Eintritt der Rechtskraft der Planunterlagen zu erfolgen und ist der unteren Naturschutzbe-
hörde schriftlich nachzuweisen. 
 
 
Biotopschutz 
Im Bereich der Vorhabenfläche befinden sich nachfolgende gemäß § 20 NatSchAG M-V – ge-
setzlich geschützte Biotope: 
 
0508-212B5060 – Hecke mit Altbäumen 
0508-214B5162 – permanentes Kleingewässer 
0508-214B5156 – temporäres Kleingewässer 
0508-214B5159 – Hecke mit Überhälter 
0508-214B5149 – temporäres Kleingewässer 
0508-214B5151 – Gebüsch/ Strauchgruppe 
0508-214B5143 – Hecke mit Überhälter 
0508-214B5163 – Feldgehölz 
0508-214B5142 – Gebüsch/ Strauchgruppe 
0508-214B5157 – Gebüsch/ Strauchgruppe 
0508-214B5160 – Hecke 
0508-214B5136 – temporäres Kleingewässer 
0508-214B5135 – Gebüsch/ Strauchgruppe 
 
Es wird von Seiten der unteren Naturschutzbehörde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bei 
allen bauausführenden Maßnahmen eine Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charak-
teristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung der o. g. 
Biotope auszuschließen ist. Eventuell notwendige Baustelleneinrichtungen, Umfahrungen, La-
ger- und Stellplätze sind so zu wählen, dass sie die gesetzlich geschützten Biotope nicht beein-
trächtigen.  
 
 
Gehölzschutz 
Innerhalb des Plangebietes sowie angrenzend befinden sich Gehölzgruppen – z.T. gesetzlich 
geschützte Biotope – mit vermutlich gesetzlich geschützten Bäumen. 
 
Gemäß § 18 Abs. 1 NatSchAG M-V sind an diesem Standort Bäume mit Stammumfängen ab 
1,00 m, gemessen in 1,30 m über dem Erdboden gesetzlich geschützt, ausgenommen Obst-
bäume. 
Der Schutzbereich eines Baumes umfasst seinen Wurzelbereich (Kronentraufbereich zzgl. 1,50 
m). 
 
Der Baumschutz gemäß § 18 NatSchAG M-V ist zu berücksichtigen. Bau- und anlagenbedingte 
Beeinträchtigungen geschützter Bäume sind nicht vorgesehen und auch in der Umsetzung der 
Planung wie folgt zu vermeiden: 

1. Alle im Zusammenhang mit der Baumaßnahme anfallenden Arbeiten haben außerhalb 
des Wurzelbereiches bzw. im Bereich der geringsten Beeinträchtigung für die Bäume zu 
erfolgen. 

2. Die DIN 18920 ist bezüglich des Gehölzschutzes bei der Bauausführung maßgebend 
und einzuhalten. 

3. Bäume sind entsprechend durch Einzäunung bzw. Stammschutz (Bohlenummantelung) 
vor mechanischer Beschädigung durch Fahrzeuge, Baumaschinen und sonstige Bau-
vorgänge zu sichern. 

4. Die nachfolgend aufgeführten Beeinträchtigungen im Wurzelbereich der vorhandenen 
Bäume sind zu unterlassen: Bodenauf- und -abträge, Aufgrabungen, Bodenverdichtun-
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gen, (auch zeitweise) Lagerung von Erdaushub und Materialien, Parken von Fahrzeu-
gen und Abstellen von Baumaschinen, Einträge von Schadstoffen sowie sämtliche Maß-
nahmen der Baustelleneinrichtung. 

5. Wird bei den Bauarbeiten im oberirdischen Bauraum auf Astbereiche der Baumkronen 
getroffen, sind eventuelle Verletzungen an Ästen grundsätzlich sofort fachgerecht zu 
versorgen. Jegliches Abreißen bzw. Abbrechen von Ästen ist zu vermeiden. Die für die 
Herstellung der Baufreiheit ggf. notwendigen Schnittmaßnahmen im Fein- und 
Schwachastbereich sind auf das absolut notwendige Mindestmaß zu begrenzen und 
fachgerecht auszuführen. Die Bestimmungen der aktuellen ZTV-Baumpflege (Zusätzli-
che Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege) sind einzuhalten. 

6. Bei freigelegten Wurzeln sind die Zeiten, in denen die Wurzeln nicht von dem natürlichen 
Substrat umgeben sind, so kurz wie möglich zu halten. Die Wurzeln sind während dieser 
Zeit gegen Austrocknung zu schützen. Verletzte Wurzeln sind zur Förderung der Kallus-
bildung nachzuschneiden (Durchtrennung von Anrissen, bei Rindenschürfung ggf. Kap-
pung). 

7. Durch den Vorhabenträger ist sicherzustellen, dass die erteilten Auflagen und Hinweise 
der bauausführenden Firma vor Baubeginn ausgehändigt werden 

 
 
Artenschutz 
Nach Durchsicht und Prüfung des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages vom Februar 2022 
kommt die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zu dem 
Ergebnis, dass Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG weder für Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie noch für Vogelarten gemäß Artikel 1 der Vogelschutzrichtli-
nie erfüllt sind, wenn nachfolgend genannte Maßnahmen umgesetzt werden: 

- Da nicht auszuschließen ist, dass von dem geplanten Vorhaben Vogelarten als Offen-
landbrüter (z.B. Feldlerche, Braunkehlchen, Grauammer, Schafstelze) betroffen sind, ist 
der Beginn der Baufeldfreimachung ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit im Zeit-
raum vom 01. September des Jahres bis zum 15. März des Folgejahres zulässig. Zur 
Baufeldfreimachung gehört die Herrichtung der Zuwegungen, Montage-, Fundament- 
und Kranstellflächen. Ein vorzeitiger Baubeginn ist nur dann möglich, wenn durch eine 
sachverständige Person nachgewiesen wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenrealisie-
rung durch die Errichtung der PV- Anlage keine Beeinträchtigung des Brutgeschehens 
erfolgt, ggf. sind Vergrämungsmaßnahmen, wie z.B. Schwarzschieben der Fläche, Flat-
terbänder etc. vor Baubeginn umzusetzen. 
 

- Um Konflikte zwischen Projektrealisierung und Artenschutz jeweils in der aktuellen Aus-
führungsphase erkennen zu können und die erforderlichen und fachlich geeigneten 
Maßnahmen zu einer erfolgreichen Konfliktlösung zu gewährleisten, ist eine ökologische 
Baubetreuung erforderlich. Diese Baubegleitung ist durch einen Gutachter auf dem Ge-
biet der Herpetologie und Ornithologie zu realisieren. Die Baubegleitung umfasst auch, 
dass vor Baubeginn der dortige Gleisabschnitt auf anwesende Lurche und Reptilien zu 
untersuchen ist. Ggf. vorgefundene Tiere sind zu bergen, zu versorgen und in geeignete 
Lebensräume im Umfeld des Objektes zu verbringen. Zur Bergung der Tiere gehört 
auch das bahnseitige Aufstellen geeigneter Fangzäune im o.g. Gleisabschnitt, welcher 
ein Eindringen von Reptilien, insbesondere von Zauneidechsen, in das Baufeld verhin-
dert. 
 

- Die Reptilien (Zauneidechsen, Waldeidechsen, Blindschleichen etc.) können in Berei-
chen, die genügend geeignetes „Hinterland" aufweisen, hinter die Zäune umgesetzt 
werden. Dort wo nur schmale Habitate vorhanden sind, die bauzeitlich in großen Teilen 
beansprucht werden, bzw. im Fall größerer Individuenzahlen ist eine Umsetzung auf ge-
eignete Flächen in der näheren Umgebung erforderlich. 
 

- Sofern die Bautätigkeiten innerhalb der Wanderperioden von Lurche liegen, ist zum 
Schutz der Amphibien das Baufeld vor Baubeginn mit einem Amphibienzaun zu verse-
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hen und für den gesamten Bauzeitraum aufrecht zu erhalten und durch die ökologische 
Baubegleitung zu kontrollieren. 

 
- Die Mahd der Fläche ist zum Schutz von etwaigen Bodenbrütern nicht vor dem 01. Au-

gust eines jeden Jahres durchzuführen. Ausnahme: Steifenmahd direkt verschattender 
Hochstaudenfluren unmittelbar südseitig der Modulreihen ist ab dem 15. Juni zulässig, 
sofern hierdurch nicht mehr als 1/3 der Gesamtfläche betroffen ist. Dabei ist die zeitver-
setzte Staffelmahd durchzuführen. Das Mähgut ist abzutransportieren. Ein Pestizidein-
satz hat zu unterbleiben. 

 
- Der Zaun zur Einfriedung der PV-Anlage soll eine Bodenfreiheit von etwa 10 cm gewähr-

leisten, sodass Wanderbewegungen von Reptilien, Amphibien und Kleinsäuger möglich 
sind. 

 
Begründung: 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf alle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der 
europäischen Vogelarten wurde im Rahmen des vorliegenden AFB untersucht.  Es wurde fest-
gestellt, dass eine signifikante Erhöhung der Mortalitätsrate von Vögeln und Anhang IV-Arten im 
Plangebiet über das allgemeine Lebensrisiko hinaus nicht zu erwarten ist.   
 
Auf der Acker- und Ruderalflur können als Brutvögel und Nahrungsgäste verschiedene Vogelar-
ten erwartet werden (Wiesenpieper, Feldlerche, Grauammer, Braunkehlchen etc.). Das Vorhan-
densein von Bodenbrüter innerhalb einer Photovoltaikfreiflächenanlage kann nicht ausge-
schlossen werden. Zum Schutz dieser Vogelarten ist der späte Mahdtermin gewählt worden. 
Der Abtransport des Mähgutes dient der Aushagerung der Flächen. 
 
Die Bauzeitenregelung sowie die Bauüberwachung dienen dazu, um nicht gegen die arten-
schutzrechtlichen Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verstoßen.   
 
Die Auflagen sind erforderlich, um die Tötung und Störung von Exemplaren der im Bereich des 
Bahnkörpers und der angrenzenden Acker- und Ruderalflur lebenden besonders und streng 
geschützten Arten und damit das Eintreten eines Verbotes nach § 44 Abs. 1 für die Tiere zu 
vermeiden. 
 
 
 
2. Seitens der unteren Wasserbehörde wird Folgendes angemerkt. 
 
Gemäß § 32 Abs. 4 des Landeswassergesetzes kann, dass das anfallende Niederschlags-
wasser auf den Grundstück, auf denen es anfällt, (erlaubnisfrei) breitflächig über den belebten 
Oberboden versickert werden. 
 
Hinsichtlich der Erforderlichkeit von Trafos/ wassergefährdender Stoffen wird auf den § 40 
AwSV verwiesen. Da beim Betrieb der Trafostation wassergefährdende Stoffe zum Einsatz 
kommen, ist durch den Antragsteller eine entsprechende Anzeigepflicht zu prüfen. Anzeigevor-
drucke sind auf der Internetseite des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte erhältlich. 
 
Durch das Vorhaben sind keine Oberflächengewässer, Überschwemmungsgebiete und Was-
serschutzgebiete betroffen. Ergänzend wird auf mögliche vorhandene Drainagesysteme hin-
gewiesen. Diesbezüglich muss eine Abstimmung mit den jeweiligen Flächeneigentümern/ Flä-
chennutzer erfolgen. 
Es ist entsprechend dem Sorgfaltsgebot des § 5 WHG bei allen Vorhaben und Maßnahmen, mit 
denen Einwirkungen auf ein Gewässer (Oberflächengewässer, Grundwasser) verbunden sein 
können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um Beeinträchtigungen 
sicher auszuschließen. Insbesondere ist zu gewährleisten, dass keine wassergefährdenden 
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Stoffe in den Untergrund eindringen können, die zu einer Beeinträchtigung des Oberflächenge-
wässers/ Grundwassers führen könnten. 
   
 
 
III. Sonstige Hinweise 
 
Weiterhin möchte ich bereits zum vorliegenden Vorentwurf der Satzung über den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Solarpark an der BAB 20, Parkplatz Vier Tore Stadt" der Ge-
meinde Neverin folgende Hinweise für die Weiterentwicklung bzw. zum durchzuführenden Ver-
fahren geben: 
 
 
1. Aus bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht werden im Übrigen folgende Hinweise ge-
geben. 
 
Altlasten gemäß § 2 BBodSchG, die dem geplanten Vorhaben auf der benannten Fläche ent-
gegenstehen, sind dem Umweltamt zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht bekannt. Falls bei Erd-
arbeiten Anzeichen von schädlichen Bodenveränderungen (z. B. abartiger Geruch, anormale 
Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Reste alter Ablagerungen) auftreten, ist das Um-
weltamt des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte umgehend zu informieren. 
 
Der bei der Herstellung der Baugrube/des Kabelgrabens anfallende Bodenaushub ist getrennt 
nach Bodenarten zu lagern und nach Verlegung der Kabel/Schließung der Baugrube getrennt 
nach Bodenarten wieder einzubauen. Nachweislich mit Schadstoffen belasteter Bodenaushub 
ist einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Entsorgung zuzuführen. 
 
Es ist darauf zu achten, dass im gesamten Vorhabenraum die Lagerung von Baustoffen flä-
chensparend erfolgt. Baustellenzufahrten sind soweit wie möglich auf vorbelastete bzw. ent-
sprechend befestigten Flächen anzulegen. Durch den Einsatz von Fahrzeugen, Maschinen und 
Technologien, die den technischen Umweltstandards entsprechen, sind die Auswirkungen auf 
den Boden so gering wie möglich zu halten. Nach Beendigung der Baumaßnahme sind die Flä-
chen, die temporär als Baunebenflächen, Bauzufahrten oder zum Abstellen von Fahrzeugen 
genutzt wurden wiederherzurichten. Das betrifft insbesondere die entstandenen Bodenverdich-
tungen. 
 
Die Vorschriften des BBodSchG mit der BBodSchV, sowie die Technischen Regeln der Länder-
arbeitsgemeinschaft Abfall M 20 (LAGA) sind einzuhalten.  
 
 
Nach § 4 Abs. 1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) hat jeder, der auf den Boden einwirkt, 
sich so zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderungen hervorgerufen werden und 
somit die Vorschriften dieses Gesetzes eingehalten werden. Die Zielsetzungen und Grundsätze 
des BBodSchG und des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG M-V) sind zu berücksichti-
gen. Insbesondere bei bodenschädigenden Prozessen wie z. B. Bodenverdichtungen, Stoffein-
trägen ist Vorsorge gegen das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen zu treffen. Bo-
denverdichtungen, Bodenvernässungen und Bodenverunreinigungen sind zu vermeiden. Das 
Bodengefüge bzw. wichtige Bodenfunktionen sind bei einem möglichst geringen Flächenver-
brauch zu erhalten. 
 
Nachweislich kontaminierter Straßenaufbruch, Bauschutt oder Bodenaushub ist als besonders 
überwachungsbedürftiger Abfall einzustufen und darf nur in dafür zugelassene Anlagen durch 
entsprechende Unternehmen entsorgt oder behandelt werden.  
 
Soweit im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Bodenmaterial auf 
dem Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach § 7 BBodSchG Pflichtigen 



Seite 9 des Schreibens vom 08. Juli 2022 

 
 

Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die standorttypi-
schen Gegebenheiten sind hierbei zu berücksichtigen. Die Forderungen der §§ 10 bis 12 Bun-
desbodenschutzverordnung (BBodSchV) sind zu beachten. Auf die Einhaltung der Anforderun-
gen der DIN 19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) und der 
DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial 5/1998) wird besonders hingewiesen. 
 
Gemäß § 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG M-V) ist grundsätzlich bei Erschließungs- 
und Baumaßnahmen mit Boden sparsam und schonend umzugehen. Im Rahmen der planeri-
schen Abwägung sind die Zielsetzungen und Grundsätze des BBodSchG und LBodSchG M-V 
zu berücksichtigen, d. h. die Funktionen des Bodens sind zu sichern bzw. wiederherzustellen, 
schädliche Bodenveränderungen abzuwehren. 
 
In der Begründung zum Vorentwurf sind alle erforderlichen Angaben zum Schutzgut Boden ent-
halten. Das sind u. a. Aussagen zu den Bodeneigenschaften, zur Bodenbeschaffenheit und -
bewertung mit Bestandsaufnahme und Einschätzung der Vorbelastungen. 
 
Ebenfalls werden baubedingte Wirkungen auf den Boden, wie Flächenbeanspruchung und -
verdichtung durch den Baustellenbetrieb, durch Lagerflächen und Baustelleneinrichtung als 
auch anlagenbedingte Wirkungen wie die Flächenversiegelung durch punktuelle Verankerun-
gen der Gestelle, durch Wechselrichter, Trafo und die Zufahrt sowie das Befahren über Modul-
zwischen- und Randflächen aufgezählt. 
Allerdings sind die genannten Ausführungen zur Minimierung dieser Einwirkungen nur dürftig 
aufgeführt. Um baubedingte Schäden weitestgehend zu vermeiden oder auf ein geringes Maß 
zu reduzieren, wird im Rahmen der Projekt- und Planungsvorbereitung (Vorplanung) eine bo-
denkundliche Fachplanung (Bodenkundliche Baubegleitung BBB) durch bodenkundlich ausge-
bildetes Personal mit einer entsprechenden beruflichen Qualifikation empfohlen. Eine Liste zer-
tifizierter Bodenkundlicher Baubegleiter/innen ist auf der Homepage des Bundesverbandes Bo-
den unter https://www.bvboden.de/bodenkundliche-baubegleitung veröffentlicht. 
 
Ziel dieser BBB ist es, den Erhalt und/ oder eine möglichst naturnahe Wiederherstellung von 
Böden und ihren natürlichen Funktionen gemäß § 2 BBodSchG darzulegen. Als Grundlage zur 
Erarbeitung der Planungsunterlagen wird empfohlen das BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundli-
che Baubegleitung BBB“ heranzuziehen. Ebenso wird die Anwendung der LABO-Arbeitshilfen 
„Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB“ und „Checklisten Schutzgut Boden für Pla-
nungs- und Zulassungsverfahren“ empfohlen.  
 
Die bei den Arbeiten anfallenden Abfälle sind laut §§ 7 und 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) einer nachweislich geordneten und gemeinwohlverträglichen Verwertung bzw. Beseiti-
gung zuzuführen. Bauschutt und andere Abfälle sind entsprechend ihrer Beschaffenheit sach- 
und umweltgerecht nach den gesetzlichen Bestimmungen zu entsorgen (zugelassene Depo-
nien, Aufbereitungsanlagen usw.). 
 
 
 
2. Von Seiten der unteren Verkehrsbehörde wird darauf hingewiesen, dass bei Baumaß-
nahmen der Veranlasser verpflichtet ist, solche Technologien anzuwenden, mit denen für den 
Verkehrsablauf die günstigste Lösung erzielt wird.  
Der Verkehrsablauf und die Sicherheit im Straßenverkehr besitzen gegenüber den Baumaß-
nahmen, die zur Einschränkung bzw. zeitweiligen Aufhebung der öffentlichen Nutzung von 
Straßen führen, den Vorrang. 
Die Grundsätze sind bereits in der Phase der Vorbereitung der Baumaßnahme zu beachten. 
Alle Baumaßnahmen bzw. Beeinträchtigungen, die den Straßenkörper mit seinen Nebenanla-
gen betreffen, sind mit dem zuständigen Straßenbaulastträger abzustimmen.  
Für eine notwendige Verkehrsraumeinschränkung ist zwei Wochen vor Beginn der Bauphase 
eine verkehrsrechtliche Anordnung gemäß § 45 Abs. 6 StVO beim Landkreis Mecklenburgische 
Seenplatte, Straßenverkehrsbehörde, Adolf-Pompe-Straße 12-15, 17109 Demmin, einzuholen. 



Seite 10 des Schreibens vom 08. Juli 2022 

 
 

 
 
 
3. Unter dem Gesichtspunkt der gebotenen Normenklarheit möchte ich hier im Wesentli-
chen auf die folgenden grundsätzlichen Aspekte verweisen: 

 
 Hinsichtlich der festgesetzten Art der baulichen Nutzung mache ich darauf aufmerksam, 

dass Zufahrten und Wartungsflächen sowie Wege keine baulichen Anlagen im Sinne der 
LBauO M-V sind und somit in der Auflistung zu streichen. 

 
 Die Rechtsgrundlage für die textliche Festsetzung Nr. 5 ist zu berichtigen. Örtliche Bau-

vorschriften sind nicht nach § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen. Sie sind auf 
Grundlage des § 9 Abs. 4 BauGB in den Bebauungsplan als Festsetzungen aufgenom-
men worden. 

 
Da es sich bei den vorliegenden Unterlagen um einen Vorentwurf handelt, gehe ich davon aus, 
dass die Stadt diese grundsätzlichen Gesichtspunkte im weiteren Verfahren berücksichtigen 
wird. Deshalb gehe ich hier im Einzelnen nicht weiter darauf ein. 
 
 
 
4. Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind in der förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung die 
Entwürfe der Bauleitpläne mit der Begründung einschließlich aller Anlagen (z. B. Grünord-
nungspläne, Gutachten) und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats öffentlich aus-
zulegen. 
Wesentliche Stellungnahmen sind u. a. die der Behörden und anerkannten Naturschutzverbän-
den.  
 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind mindestens eine Woche vorher ortsüblich be-
kannt zu machen.  
 
Im Rahmen der Bekanntmachung ist weiterhin anzugeben, welche Arten umweltbezogener 
Informationen ausgelegt werden. 
Dies erfordert einen grob gegliederten Überblick derjenigen Umweltinformationen, die u. a. 
in den verfügbaren Stellungnahmen behandelt werden.  
Die Informationen sollen der Öffentlichkeit eine erste Einschätzung darüber ermöglichen, ob die 
Planung weitere, von den verfügbaren Stellungnahmen nicht abgedeckte Umweltbelange be-
rührt, denen sie durch eigene Stellungnahmen Gehör verschaffen will.  
Eine bloße Auflistung der verfügbaren Stellungnahmen einzelner Träger öffentlicher Belange 
ohne überblicksartige Gliederung verfehlt diese Anstoßwirkung. 
 
Sofern zum Zeitpunkt der Bekanntmachung noch keine wesentlichen umweltrelevanten Stel-
lungnahmen oder andere Informationen vorliegen, ist dazu ebenfalls eine entsprechende Aus-
sage zu treffen. 
 
Es wird daher vorsorglich darauf hingewiesen, dass es zwar unbeachtlich ist, wenn im Ausle-
gungsverfahren bei der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen Angabe, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, einzelne Angaben gefehlt haben. Das schlichte 
Unterlassen dieser Angaben bleibt jedoch ein beachtlicher Fehler gemäß § 214 BauGB, was 
zur Unwirksamkeit des Bauleitplans führt. 
 
Ich weise vorsorglich darauf hin, dass diese Regelung laut geltender Rechtsprechung 
einer Ausnahme nicht zugänglich ist!! 
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Auf § 4a Abs. 4 BauGB mache ich insbesondere aufmerksam.  
Danach sind der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und 
die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen zusätzlich ins Internet einzu-
stellen und über ein zentrales Internetportal des Landes zugänglich zu machen. 
 

 
Darüber hinaus sind auch die Anforderungen an den gemäß § 2a BauGB zu erarbeitenden 
Umweltbericht nach Anlage 1 zum BauGB qualifiziert bzw. erweitert worden. 
 
 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 

 
 

SB Bauleitplanung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Amt Neverin 
Fachbereichsleiter Bau und Ordnung 

 
Dorfstraße 36 
17039 Neverin 
 
per E-Mail:  
per E-Mail (CC):  
 
 

Ihr Zeichen: 

 

Ihre Nachricht vom: 

25.03.2022 

Unser Zeichen: 

134-22/2c/GK 

Datum: 

14.04.2022 

 
Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen gemäß § 63 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG i.V.m. § 30 NatSchAG M-V 

 

Hier: Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 10: „Solarpark an der 
BAB 20, Vier Tore Stadt“ der Gemeinde Neverin 
 

Sehr geehrter ,  

im Auftrag des BUND Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. danke ich für die Beteiligung 

am Verfahren und nehme heute fristgerecht wie folgt Stellung:  

 

Wir äußeren folgende Bedenken zur Planung:  

 

1) Bei den Maßnahmen zur Umwandlung des Ackers in Grünland (M1 bis M12) sind die 
Anforderungen für Anerkennung nach der aktuellen HzE unter Punkt 2.30 (Umwandlung von 
Acker) zu berücksichtigen.  

2) Wir regen an statt des geplanten Zaunes zur Sicherung eine dichte Baumhecke zu pflanzen. 
Besonders bei Verwendung von Arten wie Crataegus monogyna, Rosa canina und Prunus 
spinosa sollte diese Hecke eine ähnlich abhaltende Wirkung wie ein Maschendrahtzaun 
entwickeln. Sie ist jedoch für Tiere passierbar.  

3) Wir empfehlen die angestrebte Bodenfreiheit des Maschendrahtzaunes für die Wanderung 
von Kleinsäugern generell auf 20cm zu setzten.  

4) Die Ausgleichsmaßnahmen sind zur Sicherung in das entsprechende Kataster einzutragen. 
Zudem empfehlen wir sie auch im Grundbuch zu verankern.  

 

 

 

BUND M-V e.V., Wismarsche Straße 152, 19053 Schwerin Bund für Umwelt 
und Naturschutz 
Deutschland 
 
Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Wismarsche Straße 152 
19053 Schwerin 
Telefon:
Telefax:  
E-Mail:  
 
BUND Gruppe Neubrandenburg 
Ansprechpartner:  

 






